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Satzung der Sielacht Dornum in Esens, im Landkreis Wittmund 

 

Alle Amts-, Funktions- und Personenbezeichnungen, die in dieser Satzung in der 

männlichen Sprachform gebraucht werden, gelten auch in der entsprechenden weibli-

chen Sprachform. 

 

 

§ 1 

Name, Sitz, Verbandsgebiet 

 

(1) Der Verband führt den Namen 

 

S i e l a c h t   D o r n u m . 

 

Er hat seinen Sitz in Esens, im Landkreis Wittmund. 

 

(2) Der Verband ist ein Wasser- und Bodenverband im Sinne des Wasserverbandsge-

setzes vom 12. Febr. 1991 (Bundesgesetzblatt I, Seite 405). 

Er ist ein gesetzlich ausgedehnter Unterhaltungsverband gemäß § 100 des Nieder-

sächsischen Wassergesetzes (NWG). 

 

(3) Der Verband dient dem öffentlichen Interesse und dem Nutzen seiner Mitglieder. Er 

verwaltet sich im Rahmen der Gesetze selbst.  

 

(4) Das Verbandsgebiet ist das Niederschlagsgebiet des Dornumersieler Tiefs und des 

Pumptiefes. 

 

(5) Der Verband führt das folgende Dienstsiegel: 

 

 

 

 

(WVG §§ 1, 3 u. 6)  
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§ 2 

Mitglieder 

 

(1) Mitglieder des Verbandes sind die jeweiligen Eigentümer und Erbbauberechtigten 

der im Mitgliederverzeichnis aufgeführten Grundstücke und Anlagen (dingliche Ver-

bandsmitglieder).  

 

(2) Für die Mitglieder ist ein Verzeichnis zu führen, das der Verband auf dem Laufen-

den hält. 

(WVG § 4) 

 

 

§ 3 

Aufgabe 

 

(1) Der Verband hat zur Aufgabe, 

a) Gewässer auszubauen und in ordnungsgemäßem Zustand zu erhalten 

  (zu unterhalten), 

b) Bau und Unterhaltung von Anlagen in und an Gewässern,  

c) Grundstücke zu be- und entwässern, vor Hochwasser zu schützen, 

d) Verbesserung landwirtschaftlicher, sowie sonstiger Flächen einschließlich der 

Regelung des Bodenwassers und Bodenlufthaushaltes, 

e) Wege und Windschutzanlagen herzustellen und zu unterhalten, 

f)  Herrichtung, Erhaltung und Pflege von Flächen, Anlagen und Gewässern zum 

Schutz des Naturhaushaltes, des Bodens und für die Landschaftspflege, 

g) Abfallentsorgung im Zusammenhang mit der Durchführung von Verbandsaufga-

ben. 

 

(2) Der Umfang der in Abs. 1 genannten Aufgaben ist auf das Unternehmen und den 

jeweils geltenden Plan beschränkt. 

(WVG § 2) 
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§ 4 

Unternehmen, Plan 

 

(1) Das Ausbauunternehmen des Verbandes ergibt sich aus den gesetzlichen Pflich-

ten, sowie Plänen und den ihnen ergänzenden Plänen. Es beruht auf dem Rah-

menplan für den Ausbau der Hauptvorflut im Gebiet der Sielacht Dornum und den 

ergänzenden Plänen. 

 

(2) Zur Durchführung des Ausbaues hat der Verband die notwendigen Arbeiten zur 

Herstellung, Beseitigung oder wesentlichen Umgestaltung seiner Gewässer, ihrer 

Ufer und der Wasserabführung, sowie der Wasserhaltung dienenden Anlagen vor-

zunehmen. 

 

(3) Zur Durchführung der Gewässerunterhaltung hat der Verband die notwendigen Ar-

beiten an den Gewässern und Anlagen vorzunehmen und diese zu betreiben. Die-

ses Unternehmen ergibt sich aus dem Verzeichnis der Gewässer mit den der Ab-

führung des Wassers dienenden Anlagen, mit den laufenden Nummern des amtli-

chen Verzeichnisses sowie den Namen und den Längen der Gewässer. 

 

(4) Zur Durchführung der Landschaftspflege hat der Verband die notwendigen Arbeiten 

zur Errichtung, Erhaltung und Pflege von Flächen, Anpflanzungen, Anlagen und 

Gewässern zum Schutz des Naturhaushaltes, des Bodens und für die Land-

schaftspflege, nach Plan, soweit er dies übernommen hat oder für andere aufgrund 

eines Vertrages, vorzunehmen. 

(WVG § 5) 

 

 

§ 5 

Benutzung der Grundstücke für das Unternehmen 

 

(1) Der Verband ist berechtigt, das Verbandsunternehmen auf den zum Verband gehö-

renden Grundstücken der dinglichen Mitglieder durchzuführen. Er darf die Grund-

stücke der Mitglieder betreten, die für das Unternehmen nötigen Stoffe (Steine, Er-

de, Rasen usw.) von diesen Grundstücken nehmen. 
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(2) Der Verband ist berechtigt, alle an einem Gewässer des Verbandes liegenden 

Grundstücke auf den Uferstreifen in einer Breite von bis zu 2 m, gerechnet von der 

oberen Böschungskante des Gewässers an, völlig hindernisfrei als Mähpfad für die 

Durchführung von Unterhaltungsarbeiten zu benutzen; dieser ist von allen Hinder-

nissen, Beschädigungen usw. freizuhalten. Seine Unterhaltung obliegt dem Ver-

band. Jegliche Beschädigungen des Mähpfades sind verboten. Der Verband kann 

die unverzügliche Beseitigung evtl. Schäden verlangen oder sie nach Ablauf einer 

schriftlich gesetzten Frist auf Kosten des Säumigen durchführen lassen. 

 

(3) Der Verband darf Grundstücke, die öffentlichen Zwecken dienen, nur mit Zustim-

mung der zuständigen Verwaltungsbehörde benutzen, soweit sie nicht durch 

Rechtsvorschrift zugelassen ist. Die Zustimmung darf nur versagt werden, soweit 

eine Beeinträchtigung der öffentlichen Zwecke nicht durch entsprechende Maß-

nahmen ausgeglichen werden kann. 

 

(4) Die durch die Benutzung der Grundstücke betroffenen Mitglieder können vom Ver-

band angemessene Entschädigung in Geld verlangen für außergewöhnliche Nach-

teile, die durch die Benutzung ihrer Grundstücke für das Unternehmen hervorgeru-

fen und nicht durch die ihnen aus dem Unternehmen erwachsenen Vorteile ausge-

glichen werden. 

 

 

§ 6 

Beschränkungen des Grundeigentums und besondere Pflichten der Mitglieder 

 

(1) Ufergrundstücke dürfen nur so bewirtschaftet werden, dass die Unterhaltung des 

Gewässers nicht beeinträchtigt wird. 

Dabei gilt insbesondere: 

 

1. Die Eigentümer und Besitzer der zum Verband gehörenden und an einem Ge-

wässer des Verbandes liegenden Weidegrundstücke sind verpflichtet, die Grün-

ländereien entlang des Gewässers einzuzäunen. Der Zaun muss einen Abstand 

von mindestens 80 cm von der oberen Böschungskante haben oder, soweit ein 

Mähpfad vorhanden ist, am Rande dieses Mähpfades stehen. Die Zäune müs-
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sen, auch an den Übergängen, leicht zu öffnen sein. Die Anlieger müssen bei 

außergewöhnlichen Unterhaltungsarbeiten, z. B. bei Grundräumungen usw. die 

Einzäunung erforderlichenfalls auf ihre Kosten beseitigen und wiederherstellen. 

Ist ein Mähpfad vorhanden oder ist die Herrichtung eines solchen erforderlich, 

so haben die Anlieger dies zu dulden. Dabei sind jegliche Veränderungen des 

Mäh-pfades zu unterlassen. Ackergrundstücke dürfen nur in einer Entfernung 

von 80 cm von der oberen Uferkante oder bis zum Rande des Mähpfades bea-

ckert werden. Jegliche Beschädigungen des Mähpfades sind verboten. Der 

Verband kann die unverzügliche Beseitigung der Schäden verlangen oder sie 

nach Ablauf einer schriftlich zu setzenden Frist auf Kosten der Säumigen durch-

führen lassen. 

 

2.  An den Gewässern des Verbandes dürfen Hecken und Büsche erst in einer Ent-

fernung von 5 m, Bäume und Freileitungsmasten in einer Entfernung von 10 m 

von der oberen Böschungskante gepflanzt bzw. gesetzt werden. Schriftliche, wi-

derrufliche Ausnahmegenehmigungen kann im Einzelfall der Verband erteilen. 

Kabel und Rohrleitungen aller Art dürfen in und an den Gewässern des Verban-

des nur mit Genehmigung der Unteren Wasserbehörde gemäß §§ 91 und 91 a 

des NWG im Einvernehmen mit dem Verband nur in solcher Tiefe verlegt wer-

den, dass Baggerungen nicht behindert werden. Bei Kreuzungen der Gewässer 

ist eine Mindestüberdeckung von 1,50 m unter fester Sohle grundsätzlich einzu-

halten. 

 

3.  Offene Viehtränken an den Gewässern des Verbandes sind verboten. Vom Vieh 

eingetretene Ufer sind unverzüglich wieder in Ordnung zu bringen. Der Verband 

kann die Beseitigung der Schäden nach Ablauf einer schriftlich zu setzenden 

Frist auf Kosten des Säumigen durchführen lassen. Andere Weidetränkeeinrich-

tungen und Dränageausmündungen sind von dem Eigentümer oder Besitzer 

nach Absprache mit dem Verband so herzurichten, dass sie nicht beschädigt 

werden können und die Unterhaltungsarbeiten nicht behindern. 

 

4. Die Eigentümer bzw. Besitzer der zum Verband gehörenden Grundstücke sind 

verpflichtet, bei Baggerungen und Reinigungen der Gewässer des Verbandes 

den Aushub grundsätzlich, und zwar bis zu 2 m³ je lfdm. Ufer entschädigungslos 
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aufzunehmen. Der Aushub ist so einzuplanieren, dass er nicht in die Wasserläu-

fe zurückgleiten, oder durch sein Gewicht die Ufer zum Einsturz bringen kann. 

Planiert der Verband, haben die Mitglieder die Planierung zu dulden.  

 

5a.Wird mit Rücksicht auf die Bewirtschaftung des angrenzenden Grundstücks bei 

der Unterhaltung anfallendes Räumgut zunächst auf die Uferkante oder an der 

Böschung abgelagert, so hat der Eigentümer oder Nutzer des angrenzenden 

Grundstücks für alsbaldige Beseitigung auf seinem Grundstück oder in anderer 

zulässiger Weise zu sorgen. 

 

5b.Falls der Aushub aus Gründen, die der Gegenüberliegende zu vertreten hat, nur 

einseitig abgelagert werden kann, hat der Gegenüberliegende dem Verband die 

entstehenden Mehrkosten, die infolge der Fortschaffung des Aushubes, oder ei-

ne Entschädigungszahlung an den Aushub aufnehmenden Anlieger entstehen, 

zu erstatten. Gleiches gilt bei einseitiger Befahrbarkeit der Uferfläche mit Räum-

fahrzeugen. 

 

5c.Soweit aus Verletzungen der Duldungspflicht dem Verband Schäden (Verzöge-

rungen, Mehrkosten, Schäden bei Dritten usw.) entstehen, sind die Verursacher 

zum Ersatz verpflichtet. 

 

6. Der Verband ist berechtigt, die sofortige Entfernung oder Abänderung solcher 

Einrichtungen (Zäune, Hecken, Bäume, Leitungsmasten, Viehtränken usw.) die 

den vorgenannten Erfordernissen nicht entsprechen, zu verlangen oder nach Ab-

lauf der schriftlich zu setzenden Frist auf Kosten der Säumigen durchführen zu 

lassen. 

 

7. Gebäude und sonstige bauliche Anlagen jeglicher Art wie z. B. Freileitungsmas-

ten, Kleinkläranlagen, Leitungen aller Art, Wege und Plätze usw. einschließlich 

Abgrabungen oder Aufschüttungen dürfen an einem Verbandsgewässer nicht 

näher als 10 m von der oberen Böschungskante ab gesehen errichtet werden. 

Ausnahmegenehmigungen von diesem Verbot kann der Vorstand erteilen, wenn 

dadurch die Gewässerunterhaltung nur unwesentlich beeinflusst wird. Bei Ver-

stößen gegen Verbote des Satzes 1 kann der Vorstand die Beseitigung oder Än-
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derung der Anlage anordnen, um die ungestörte Gewässerunterhaltung zu er-

möglichen. Kommt das Mitglied der Anordnung nicht in der gesetzten Frist nach, 

kann der Verband die Anordnung entsprechend den Vorgaben des Niedersäch-

sischen Verwaltungsvollstreckungsgesetzes durchsetzen. 

 

7.a Es ist verboten, die Neigung der Erdoberfläche des in Abs. 1, 2 und 7 genann-

ten Mähpfades oder Räumstreifens zu verändern. Ist die Neigung der Erdober-

fläche so beschaffen, dass die Unterhaltung mehr als nur unerheblich beein-

trächtigt wird, kann der Verband das Gelände im Bereich des Mähpfades oder 

Räumstreifens so planieren und einebnen, dass ein ordnungsgemäßer horizon-

taler Fahrbereich für die Räummaschinen geschaffen wird; die entsprechende 

Duldungsverfügung erlässt der Vorstand. Die Kosten für die Einebnung trägt der 

Verband in den Fällen, in denen die Neigung nicht vom Mitglied vorab verändert 

wurde. 

 

8. In die Gewässer und Anlagen des Verbandes dürfen Gegenstände und irgend-

welche Stoffe, die die Wasserläufe verunreinigen, wie z. B. Sand, Steine, Schutt, 

Kraut, Asche, Küchenabfälle, Tierkadaver, Schlamm oder Abwässer, die Sink-

stoffe oder chemische Verunreinigungen usw. enthalten, nicht eingebracht wer-

den. Abwässer dürfen nur mit Genehmigung der unteren Wasserbehörde sowie 

mit Zustimmung des Verbandes, und in einwandfrei geklärtem Zustand eingelei-

tet werden. Das Verfahren richtet sich nach den Vorschriften des Nieders. Was-

sergesetzes. 

 

9. Auf den Gewässern des Verbandes ist das Fahren mit motorbetriebenen Fahr-

zeugen aller Art (auch Elektromotoren) untersagt, ausgenommen die verbands-

seitig genutzten Wasserfahrzeuge.  

 

10.Das Betreiben von Eissport auf und das Baden in Verbandsgewässern, soweit 

es als Gemeinbrauch gesetzlich zugelassen ist, geschieht auf eigene Gefahr. 

(WVG §§ 33, 68) 

 

11.Ausnahmen von den Beschränkungen dieser Vorschrift kann der Verband in 

begründeten Fällen zulassen. (WVG § 30, Abs. 2) 
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§ 7 

Verbandsschau, Aufzeichnung, Abstellung der Mängel 

 

(1) Die Anlagen des Verbandes, seine Gewässer und Bauwerke sind mindestens ein-

mal im Jahr zu schauen. Bei der Schau ist festzustellen, ob die Anlagen und Ge-

wässer ordnungsgemäß unterhalten und nicht unbefugt benutzt werden. 

 

(2) Der Vorstand lädt die Schaubeauftragten, die Aufsichtsbehörde und Beteiligte, ins-

besondere technische und landwirtschaftliche Fachbehörden, rechtzeitig zur Ver-

bandsschau ein. 

(WVG §§ 44, 45) 

 

(3) Über den Verlauf und das Ergebnis der Schau ist eine Niederschrift anzufertigen. 

Der Vorstand sorgt für die Abstellung festgestellter Mängel. 

(WVG § 45) 

 

 

 

 

II. Abschnitt 

Verfassung 

 

 

§ 8 

Ausschuss, Vorstand 

 

(1) Der Verband hat einen Ausschuss und einen Vorstand. 

 (WVG § 46) 
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§ 9 

Zusammensetzung und Wahl des Ausschusses 

 

(1) Der Ausschuss besteht aus 11 bezirksweise zu wählenden Mitgliedern. Jedes Mit-

glied hat einen Stellvertreter, der erst im Falle einer Verhinderung des ordentlichen 

Mitgliedes tätig wird. Für jeden Wahlbezirk ist neben dem Stellvertreter zusätzlich 1 

Ersatzausschussmitglied zu wählen, das im Bedarfsfall dem ausgeschiedenen or-

dentlichen Ausschussmitglied nachrückt. 

 

(2) Die Verbandsmitglieder wählen die Ausschussmitglieder, deren Stellvertreter und 

die jeweiligen Ersatzausschussmitglieder in getrennten Wahlgängen. Wählbar zum 

Ausschussmitglied ist jedes geschäftsfähige Verbandsmitglied. In jedem der in Abs. 

3 genannten Wahlbezirke sind 1 Ausschussmitglied, 1 Stellvertreter und 1 Ersatz-

ausschussmitglied zu wählen. Ausschussmitglieder können nicht gleichzeitig Vor-

standsmitglieder sein. 

 

(3) Für die Wahl des Ausschusses werden folgende Wahlbezirke gebildet: 

 
 G e m a r k u n g :  
 Wahlbezirk 1: 
 Eversmeer, Menstede-Coldinne, Nenndorf 
  

Wahlbezirk 2: 
Arle, Berumerfehn 

 
 Wahlbezirk 3: 

Westerholt 
 
 Wahlbezirk 4:  
 Neuschoo, Moorweg, Blomberg 
 
 Wahlbezirk 5: 

Westochtersum, Ostochtersum, Holtgast 
 
 Wahlbezirk 6: 
 Schweindorf, Utarp  
 
 Wahlbezirk 7: 

Utgast, Fulkum 

 
Wahlbezirk 8: 
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Westerbur, Damsum, Bensersiel 
Wahlbezirk 9: 
Dornumergrode, Dornumersiel, Nesse 

 
Wahlbezirk 10: 
Schwittersum, Dornum 

 
Wahlbezirk 11: 
Westeraccum, Westeraccumersiel, Roggenstede 

 
(4) Der Verband lädt die wahlberechtigten Verbandsmitglieder wahlbezirksweise durch 

Bekanntmachung gem. § 37 mit mindestens zweiwöchiger Frist zur Ausschusswahl. 

Die Mitgliederversammlung ist unabhängig von der Anzahl der Erschienenen be-

schlussfähig. Die Aufsichtsbehörde ist zu laden. 

 

(5) Jedes Verbandsmitglied, das Beiträge an den Verband zu leisten hat, hat das 

Recht, selbst oder durch einen Vertreter mitzustimmen. Ein Mitglied kann höchs-

tens zwei weitere Mitglieder vertreten, dabei jedoch niemals mehr als 25 % der 

Wahlbezirksfläche. Von den Vertretern kann durch den Verbandsvorsteher eine 

schriftliche Vollmacht verlangt werden. 

 

(6) Das Stimmrecht bestimmt sich nach dem Beitragsverhältnis der Verbandsmitglieder 

im Verbandsgebiet. Das Stimmrecht darf nur wahlbezirksweise ausgeübt werden. 

Ist eine Wählerliste aufgestellt, so sind die darin verzeichneten beitragspflichtigen 

Flächen maßgebend. Bei Mitgliedern, die mindestbeitragspflichtig sind, ergibt sich 

das Stimmrecht aus dem Flächenwert des Mindestbeitrages. 

 

(7) Um das Grundeigentum streitende Personen sind stimmberechtigt. Sie und die ge-

meinschaftlichen Grundeigentümer können nur einheitlich stimmen; die an der 

Wahl Teilnehmenden haben die Stimmen aller. 

 

(8) Der Verbandsvorsteher leitet die Wahl, bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter. 

 

(9) Nach Eröffnung der Wahlhandlung wird zunächst die Wahlberechtigung durch den 

Wahlleiter festgestellt. Alsdann werden aus der Mitte der Wahlberechtigten Wahl-

vorschläge gemacht. Sobald keine weiteren Vorschläge eingehen, erklärt der Wahl-

leiter die Vorschläge für festgestellt und führt die Wahlhandlung durch. 
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(10)Gewählt wird, wenn kein Mitglied widerspricht, durch Zuruf oder Zeichen. Auf Ver-

langen eines Mitgliedes ist schriftlich zu wählen. 

 

(11)Gewählt ist, wer mindestens die Hälfte der abgegebenen Stimmen erhält. Erhält im 

ersten Wahlgang niemand die Mehrheit, wird erneut gewählt. Bei Stimmengleich-

heit entscheidet das vom Leiter der Wahl zu ziehende Los. 

(12)Über die Wahl ist eine Niederschrift zu fertigen. Die Niederschrift muss Angaben 

enthalten über: 

 1. den Ort und den Tag der Sitzung, 

 2. die Namen des Vorsitzenden und der anwesenden Mitglieder, 

 3. den behandelten Gegenstand und die gestellten Anträge, 

 4. die gefassten Beschlüsse, 

 5. das Ergebnis der Wahlen. 

Die Niederschrift ist von dem Wahlleiter, einem Sitzungsteilnehmer und, soweit ein 

Schriftführer hinzugezogen wird, auch von diesem zu unterzeichnen. 

(WVG § 49) 

 

§ 10 

Amtszeit 

 

(1) Die Ausschussmitglieder und ihre Stellvertreter sowie die Ersatzausschussmitglie-

der werden für 5 Jahre gewählt. Das Amt der Ausschussmitglieder endet zum 31. 

Dezember, die derzeit laufende Amtszeit endet zum 31. Dezember 2016. Wieder-

wahl ist zulässig. 

 

(2) Scheidet ein Ausschussmitglied vor Ablauf der Amtszeit durch Wahl in den Vor-

stand oder aus anderen Gründen aus, so tritt für den Rest der Amtszeit das für den 

Betroffenen gewählte Ersatzausschussmitglied ein. Ist kein Ersatzausschussmit-

glied mehr vorhanden, hat in dem betreffenden Wahlbezirk Neuwahl zu erfolgen. 

 

(3) Die ausscheidenden Mitglieder bleiben bis zum Eintritt der neuen Mitglieder im Amt. 

(WVG § 49) 
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§ 11 

Aufgaben des Ausschusses 

 

(1) Der Verbandsausschuss hat die ihm durch Rechtsvorschriften und Satzung zuge-

wiesenen Aufgaben, insbesondere hat er folgende Aufgaben: 

1. Wahl und Abberufung der Vorstandsmitglieder sowie gegebenenfalls ihrer Stell-

vertreter, 

2. Beschlussfassung über Änderungen der Satzung, des Unternehmens, 

des Plans oder der Aufgaben sowie über die Grundsätze der Geschäftspolitik, 

3. Beschlussfassung über die Umgestaltung und die Auflösung des Verbandes, 

4. Wahl der Schaubeauftragten, 

5. Festsetzung des Haushaltsplanes einschließlich der zu erhebenden Beiträge so-

wie von Nachtragshaushaltsplänen,   

6. Einspruch gegen eine Zwangsfestsetzung des Haushaltsplanes, 

7. Entlastung des Vorstandes nach Rechnungsprüfung, 

8. Festsetzung von allgemeinen Grundsätzen für Dienst- und Anstellungsverhält-

nisse und von Vergütungen für Vorstandsmitglieder und Mitglieder des Ver-

bandsausschusses, 

9. Beschlussfassung über Rechtsgeschäfte zwischen Vorstandsmitgliedern und 

dem Verband, 

10. Beratung des Vorstandes in allen wichtigen Angelegenheiten, 

11. Wahl von verbandsinternen Rechnungsprüfern, 

12. Der Ausschuss ist höherer Dienstvorgesetzter des Verbandsvorstehers. 

(WVG §§ 47, 49) 

 

 

§ 12 

Sitzungen des Ausschusses 

 

(1) Der Verbandsvorsteher lädt die Ausschussmitglieder mindestens zweimal im Jahr 

schriftlich mit mindestens einwöchiger Frist zu den Sitzungen und teilt die Tages-

ordnung mit. In dringenden Fällen bedarf es keiner Frist. In der Ladung ist darauf 

hinzuweisen. Der Verbandsvorsteher lädt ferner die Vorstandsmitglieder sowie die 
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Aufsichtsbehörde. Fachbehörden können bei Bedarf geladen werden. Ist ein Aus-

schussmitglied am Erscheinen verhindert, so benachrichtigt es seinen Stellvertreter. 

 

(2) Der Verbandsvorsteher leitet die Sitzung. Er und andere eventuell anwesende Vor-

standsmitglieder haben kein Stimmrecht. 

 

§ 13 

Beschließen im Ausschuss 

 

(1) Der Ausschuss bildet seinen Willen mit der Mehrheit der Stimmen seiner anwesen-

den Mitglieder. Jedes Mitglied hat eine Stimme. Stimmengleichheit bedeutet Ableh-

nung. 

 

(2) Der Ausschuss ist beschlussfähig, wenn mindestens 7 Mitglieder anwesend und 

alle ordnungsgemäß geladen sind. Ist eine Angelegenheit wegen Beschlussunfä-

higkeit zurückgestellt worden und wird der Ausschuss zur Verhandlung desselben 

Gegenstandes erneut geladen, so ist er ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschie-

nenen beschlussfähig, wenn darauf in dieser Ladung hingewiesen worden ist, ohne 

Rücksicht auf Form und Frist der Ladung ist er beschlussfähig, wenn alle Aus-

schussmitglieder zustimmen. 

 

(3) Ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen ist er beschlussfähig, wenn ord-

nungsgemäß eingeladen und hierbei mitgeteilt worden ist, dass ohne Rücksicht auf 

die Zahl der Erschienenen beschlossen werden kann. 

 

(4) Über den Verlauf der Sitzung und über die gefassten Beschlüsse ist eine Nieder-

schrift anzufertigen, die von dem Verbandsvorsteher und einem Ausschussmitglied 

zu unterschreiben ist. Form und Inhalt der Niederschrift erfolgen gemäß § 9 Abs. 

12. 

(WVG § 48) 
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§ 14 

Zusammensetzung des Vorstandes 

 

Der Vorstand hat einen Vorstandsvorsitzenden, einen Stellvertreter und weitere 3 or-

dentliche Mitglieder. Der Vorstandsvorsitzende ist Verbandsvorsteher, sein Stellvertre-

ter der stellvertretende Verbandsvorsteher. Im Falle der Abwesenheit des Vorstehers 

und dessen Stellvertreters tritt an deren Stelle das dem Lebensalter nach älteste anwe-

sende Vorstandsmitglied. Der Vorsteher führt die Amtsbezeichnung "Obersielrichter", 

sein Stellvertreter "Sielrichter". 

§ 15 

Bildung des Vorstandes 

 

(1) Der Verbandsausschuss wählt die Mitglieder des Vorstandes sowie den Vorstands-

vorsitzenden und den stellvertretenden Vorstandsvorsitzenden für die sich aus § 16 

ergebende Amtszeit. Das Ergebnis der Wahl ist der Aufsichtsbehörde anzuzeigen. 

 

(2) Wählbar ist jede geschäftsfähige Person, die seinen 1. Wohnsitz im Verbandsge-

biet hat. Gewählt ist, wer mindestens die Hälfte der abgegebenen Stimmen erhält. 

Erhält im ersten Wahlgang niemand die Mehrheit, wird erneut gewählt. Bei Stim-

mengleichheit entscheidet das vom Leiter der Wahl zu ziehende Los. Wiederwahl 

ist zulässig. 

 

(3) Die Wahl leitet das älteste Mitglied des Ausschusses, das hierzu bereit ist, liegt 

mehr als 1 Wahlvorschlag vor, ist schriftliche Wahl durchzuführen. 

 

(4) Der Verbandsausschuss kann ein Vorstandsmitglied aus wichtigem Grund mit 2/3 

Mehrheit abberufen. Die Abberufung und ihr Grund sind der Aufsichtsbehörde an-

zuzeigen. Diese kann der Abberufung innerhalb eines Monats nach Eingang der 

Anzeige unter Angabe der Gründe widersprechen, wenn der vorgetragene wichtige 

Grund nicht gegeben ist. Widerspricht die Aufsichtsbehörde, so ist die Abberufung 

unwirksam. 

(WVG §§ 52, 53) 
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§ 16 

Amtszeit des Vorstandes 

 

(1) Die Amtszeit des Vorstandes endet alle 5 Jahre zum 31. Dezember, die derzeit lau-

fende Amtszeit endet am 31. Dezember 2018. 

 

(2) Scheidet ein Vorstandsmitglied vor Ablauf der Amtszeit aus, so ist für den Rest der 

Amtszeit nach § 15 Ersatz zu wählen. 

 

(3) Die ausscheidenden Mitglieder bleiben bis zur Wahl der neuen Vorstandsmitglieder 

im Amt.  

 

(4) Der Vorstand und der Ausschuss können Personen, die sich um den Verband be-

sonders verdient gemacht haben, zu Ehrenvorstandsmitgliedern ernennen. Sie 

werden nur beratend tätig. 

(WVG § 53) 

 

 

§ 17 

Aufgaben des Vorstandes 

 

(1) Dem Vorstand obliegen alle Geschäfte, zu denen nicht durch Gesetz oder Satzung 

der Verbandsausschuss berufen ist. Er beschließt insbesondere über: 

 

 - die Aufstellung des Haushaltsplanes und seiner Nachträge, 

 - die Aufnahme von Darlehen und Kassenkrediten, 

 - die Entscheidung im Rechtsmittelverfahren, 

 - die Aufnahme und Entlassung von Mitgliedern, 

- die unentgeltliche Veräußerung von Vermögensgegenständen, 

- die Veräußerung von Grundstücken und grundstücksähnlichen Rechten,  

- die Vorlage von Beschlüssen zur Ergänzung und Änderung der Satzung, der 

Verbandsaufgabe und des Unternehmens, 

- Einstellung und Entlassung von Dienstkräften des Verbandes. 
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(2) Der Vorstand kann sich im Einzelfall Beschlüsse über Angelegenheiten aus den 

Zuständigkeitsbereichen des Verbandsvorstehers und des Geschäftsführers vorbe-

halten. 

 

(3) Der Vorstand ist bei der Einstellung, Entlassung, Beförderung oder bei der Festset-

zung der Vergütung an die vom Ausschuss festgesetzten allgemeinen Grundsätze 

und den Haushaltsplan gebunden. 

(WVG § 54) 

 

 

 

§ 18 

Geschäfte/Aufgaben des Verbandsvorstehers 

 

(1) Der Verbandsvorsteher führt den Vorsitz im Vorstand und im Ausschuss. Ihm oblie-

gen alle Geschäfte im Rahmen des Beschlusses des Verbandsausschusses über 

die Grundsätze der Geschäftspolitik. Insbesondere obliegen ihm folgende Aufga-

ben: 

- neben der in § 20 der Satzung festgelegten Vertretung des Verbandes führt er alle 

Geschäfte des Verbandes; 

- er ist anordnungsbefugt, 

- er ist Vorgesetzter aller Dienstkräfte des Verbandes, 

- er hat die Beschlüsse des Verbandsausschusses und des Vorstandes durchzu-

führen, 

- er unterrichtet den Vorstand über alle wichtigen Angelegenheiten. 

 

(2) Im Verhinderungsfalle wird der Verbandsvorsteher durch seinen Stellvertreter (Siel-

richter) und den hauptamtlichen Geschäftsführer vertreten. 

 

(3) Der Vorstand kann sich eine Geschäftsordnung geben. 

 (WVG § 54) 
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§ 19 

Haftung des Vorstandes 

 

(1) Die Vorstandsmitglieder haben bei der Erfüllung ihrer Aufgaben die erforderliche 

Sorgfalt anzuwenden. Sie sind dem Verband insbesondere dafür verantwortlich, 

dass die Bestimmungen der Satzung eingehalten und die Beschlüsse des Ver-

bandsausschusses ausgeführt werden. 

 

(2) Ein Vorstandsmitglied, das seine Obliegenheit vorsätzlich oder grob fahrlässig ver-

letzt, ist dem Verband zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens verpflichtet. 

Der Schadensersatzanspruch wird vom Verband geltend gemacht und verjährt in 

drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in welchem der Verband von dem Schaden und 

der Person des Ersatzpflichtigen Kenntnis erlangt. 

(WVG § 54) 

 

 

§ 20 

Gesetzliche Vertretung des Verbandes 

 

(1) Der Verbandsvorsteher vertritt den Verband gerichtlich und außergerichtlich. Die 

Aufsichtsbehörde erteilt eine Bestätigung über die Vertretungsbefugnis. Für seinen 

Tätigkeitsbereich vertritt der Geschäftsführer den Verband gerichtlich und außerge-

richtlich. 

 

(2) Erklärungen, durch die der Verband verpflichtet werden soll, bedürfen der Schrift-

form, sie sind nach Maßgabe der für den jeweiligen Fall geltenden Regelungen von 

dem oder den Vertretungsberechtigten zu unterzeichnen. Wird für ein Geschäft o-

der für einen Kreis von Geschäften ein Bevollmächtigter bestellt, so bedarf die 

Vollmacht der Form des Satzes 1. Ist eine Erklärung gegenüber dem Vorstand ab-

zugeben, genügt es, wenn sie einem Vorstandsmitglied oder einem vertretungsbe-

fugten Geschäftsführer gegenüber abgegeben wird. 

(WVG § 55) 
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§ 21 

Sitzungen des Vorstandes 

 

(1) Der Verbandsvorsteher lädt die Vorstandsmitglieder mit mindestens einwöchiger 

Frist schriftlich zu den Sitzungen und teilt die Tagesordnung mit. In dringenden Fäl-

len bedarf es keiner Frist. In der Ladung ist darauf hinzuweisen. Wer am Erschei-

nen verhindert ist, teilt dies unverzüglich dem Vorsteher bzw. der Geschäftsstelle 

mit. Zu den Sitzungen ist die Aufsichtsbehörde einzuladen. Fachbehörden können 

geladen werden. 

(WVG § 56) 

 

§ 22 

Beschließen im Vorstand 

 

(1) Der Vorstand bildet seinen Willen mit der Mehrheit der Stimmen seiner anwesen-

den Mitglieder. Jedes Mitglied hat eine Stimme. Bei Stimmengleichheit gibt die 

Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 

 

(2) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens 4 seiner Mitglieder anwesend 

und alle Vorstandsmitglieder ordnungsgemäß eingeladen sind. Ist eine Angelegen-

heit wegen Beschlussunfähigkeit zurückgestellt worden und wird der Vorstand zur 

Behandlung desselben Gegenstandes erneut geladen, so ist er ohne Rücksicht auf 

die Zahl der Erschienenen beschlussfähig, wenn darauf in dieser Ladung hingewie-

sen worden ist. Ohne Rücksicht auf Form und Frist der Ladung ist er beschlussfä-

hig, wenn alle Vorstandsmitglieder zustimmen. 

 

(3) Ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen ist er beschlussfähig, wenn ord-

nungsgemäß eingeladen und hierbei mitgeteilt worden ist, dass ohne Rücksicht auf 

die Zahl der Erschienenen beschlossen werden kann. 

 

(4) Auf schriftlichem Wege erzielte Beschlüsse sind gültig, wenn sie mit der Mehrheit 

aller Vorstandsmitglieder gefasst werden und kein Vorstandsmitglied dem Umlauf-

verfahren widerspricht. 
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(5) Über den Verlauf der Sitzungen und die gefassten Beschlüsse ist eine Niederschrift 

anzufertigen, die von dem Vorsitzenden und einem Vorstandsmitglied zu unter-

zeichnen ist. Form und Inhalt bestimmen sich nach § 9 Abs. 12. 

(WVG § 56) 

 

 

§ 23 

Aufwandsentschädigungen, Sitzungsgeld, Reisekosten 

 

(1) Die Vorstands- und Ausschussmitglieder sind ehrenamtlich tätig. 

 

(2) Die Vorstands- und Ausschussmitglieder und sonstige ehrenamtlich Tätige, erhal-

ten bei Wahrnehmung ihres Amtes als Ersatz für ihre notwendigen Auslagen ein 

Sitzungsgeld/Tagegeld und Reisekosten. Eine Pauschalierung ist zulässig. 

 

(3) Der Verbandsvorsteher erhält eine Aufwandsentschädigung und Fahrtkostenent-

schädigung. Die Aufwandsentschädigung kann monatlich gezahlt und pauschaliert 

werden. 

(WVG § 52) 

 

 

III. Abschnitt 

Haushalt und Beiträge 

 

 

§ 24 

Haushaltsführung, Haushaltsplan 

 

(1) Das Rechnungsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

(2) Der Ausschuss setzt für jedes Rechnungsjahr den Haushaltsplan des Verbandes 

und nach Bedarf Nachträge dazu fest. Der Haushaltsplan hat einen ordentlichen 

Teil und bei Bedarf einen außerordentlichen Teil. Der Vorstand hat den Haushalts-

plan und die Nachtragspläne aufzustellen, den Haushaltsplan nach Möglichkeit so 
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rechtzeitig, dass der Ausschuss vor Beginn des Rechnungsjahres darüber be-

schließen kann. Der Verbandsvorsteher teilt den Haushaltsplan und die Nachträge 

der Aufsichtsbehörde mit. 

 

(3) Der Haushaltsplan enthält alle Einnahmen und Ausgaben des Verbandes für ein 

Rechnungsjahr. Er ist Grundlage für die Verwaltung aller Einnahmen und Ausga-

ben. Bei der Haushaltsführung sind die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und der 

sparsamen Verwendung der Ausgabemittel zu beachten. Für die Aufstellung des 

Haushaltsplanes gelten abweichend von § 105 Abs. 1, die §§ 107 und 108 sowie § 

109 Abs. 2, Satz 2 und 3 und Abs. 3, Satz 2 - letzter Halbsatz - der Landeshaus-

haltsordnung nicht für die Wasser- und Bodenverbände. 

(AGWVG § 2, WVG § 65) 

 

 

§ 25 

Nichtplanmäßige Ausgaben 

 

(1) Der Vorstand bewirkt Ausgaben, die im Haushaltsplan nicht oder noch nicht festge-

setzt sind, wenn der Verband dazu verpflichtet ist und ein Aufschub erhebliche 

Nachteile bringen würde. Entsprechendes gilt für Anordnungen, durch die Verbind-

lichkeiten des Verbandes entstehen können, ohne dass ausreichende Mittel im 

Haushaltsplan vorgesehen sind. 

 

(2) Der Vorstand informiert den Verbandsausschuss unverzüglich über die notwendi-

gen Ausgaben. Der Vorstand bereitet soweit notwendig, die Aufstellung eines 

Nachtragshaushaltes vor und dessen Festsetzung durch den Verbandsausschuss. 

(WVG § 65) 

 

§ 26 

Verwendung der Einnahmen 

 

Einnahmen des Verbandes, die nicht Beiträge der Mitglieder sind, sind wie diese zur 

Bestreitung der Ausgaben zu verwenden. Der Verband erstrebt keine Gewinne. 

(WVG § 65) 
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§ 27 

Prüfen des Haushalts 

 

Der Vorstand hat die Rechnung über alle Einnahmen und Ausgaben des vergangenen 

Rechnungsjahres gemäß dem Haushaltsplan aufzustellen und sie im ersten Viertel des 

folgenden Rechnungsjahres mit allen Unterlagen der Prüfstelle vorzulegen. 

(AGWVG § 2,WVG § 65) 

§ 28 

Rechnungslegung 

 

(1) Der Verbandsvorsteher hat die Jahresrechnung des Vorjahres zwei vom Ausschuss 

gewählten Prüfern vorzulegen. 

 

(2) Die beauftragten Prüfer haben zu prüfen: 

a) ob nach der Rechnung der Haushaltsplan befolgt ist, 

b) ob die einzelnen Einnahmen und Ausgaben der Rechnung ordnungsgemäß, ins-

besondere durch Belege nachgewiesen sind. 

 

(3) Der Prüfungsausschuss berichtet dem Vorstand schriftlich über das Ergebnis seiner 

Prüfung. 

(WVG § 65) 

 

§ 29 

Entlastung des Vorstandes 

 

Nach Eingang der Prüfungsbemerkungen der Prüfstelle zur Jahresrechnung stellt der 

Vorstand die Vollständigkeit und Richtigkeit der Rechnungen fest. Er legt die Jahres-

rechnung, den Bericht der Prüfstelle sowie den Bericht des verbandsinternen Prü-

fungsausschusses mit seiner Stellungnahme hierzu dem Verbandsausschuss vor. Die-

ser beschließt über die Entlastung des Vorstandes. 

(WVG §§ 47, 49). 
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§ 30 

Beiträge 

 

(1) Die Mitglieder haben dem Verband die Beiträge zu leisten, die zur Erfüllung seiner 

Aufgaben und seiner Verbindlichkeiten und zu einer ordentlichen Haushaltsführung 

erforderlich sind. 

 

(2) Die Beiträge bestehen in Geldleistungen (Geldbeiträge). 

 

(3) Der Verband erhebt Mindestbeiträge und kann für die erschwerte Unterhaltung sei-

ner Gewässer und Anlagen Erschwernisbeiträge von den Verursachern bzw. Vor-

teilhabenden einziehen. 

(WVG §§ 28, 29) 

 

(4) Die Beiträge sind öffentliche Abgaben. 

 

 

§ 31 

Beitragsverhältnis 

 

(1) Die Beitragslast für die Unterhaltung der Gewässer II. Ordnung verteilt sich auf die 

Mitglieder im Verhältnis der Flächeninhalte der zum Verband gehörenden Grund-

stücke.  

 

(2) Von denjenigen Mitgliedern, auf deren Flächen nach dem Beitragsverhältnis ein 

Beitrag unterhalb des Hektarsatzes entfiele, wird ein Mindestbeitrag in Höhe des 

Hektarsatzes, höchstens jedoch 25,-- € erhoben. 

 (WVG § 30, NWG § 101) 

 

(3) Der Verband hebt für nachteilige Einwirkungen auf die Gewässerunterhaltung be-

sondere Erschwernisbeiträge. Das Beitragsverhältnis für die Erschwernisbeiträge 

ergibt sich aus den Veranlagungsregeln, die Bestandteil dieser Satzung sind. 
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(4) Die Beitragslast für den Gewässerausbau verteilt sich auf die Vorteilhabenden im 

Verhältnis der Flächen ihrer zum Verband gehörenden Grundstücke. 

 

(5) Die Beitragslast für die Landschaftspflege verteilt sich nach den tatsächlichen Kos-

ten auf die Vorteilhabenden. 

(WVG § 30) 

 

(6) Die Gewässer II. Ordnung sind beitragsfrei. 

 

 

§ 32 

Ermittlung des Beitragsverhältnisses 

 

(1) Grundlage für die Ermittlung des Beitragsverhältnisses ist der Stand der Eintragun-

gen in dem vom Katasteramt geführten Liegenschaftsbuch am Anfang des Rech-

nungsjahres (1. Januar). 

 

(2) Die Mitglieder sind verpflichtet, dem Verband alle für die Veranlagung erforderli-

chen Angaben wahrheitsgemäß und rechtzeitig zu machen und den Verband bei 

den örtlich notwendigen Feststellungen zu unterstützen. Der Verband ist verpflich-

tet, erst vom Zeitpunkt der Kenntnisnahme an die entsprechenden Änderungen bei 

der nächsten Beitragsveranlagung vorzunehmen. 

 

(3) Die in Abs. 2 genannte Verpflichtung besteht nur gegenüber Personen, die vom 

Verband durch eine schriftliche Vollmacht als zur Einholung der Auskünfte oder zur 

Einsicht oder Besichtigung berechtigt ausgewiesen sind. 

 

(4) Unbeschadet anderer Folgen wird der Beitrag eines Mitgliedes nach pflichtgemä-

ßem Ermessen durch den Vorstand geschätzt, wenn 

 a) das Mitglied die Bestimmungen nach Abs. 2 verletzt hat, 

 b) es dem Verband ohne eigenes Verschulden nicht möglich ist, den 

 Beitrag des Mitgliedes zu ermitteln. 

 (WVG §§ 26, 30) 
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§ 33 

Hebung der Verbandsbeiträge 

 

(1) Der Verband erhebt die Verbandsbeiträge auf der Grundlage des geltenden Bei-

tragsmaßstabes durch Beitragsbescheid. 

 

(2) Wer seinen Beitrag nicht rechtzeitig leistet, hat einen Säumniszuschlag zu zahlen 

sowie etwaige Mahn- und Beitreibungskosten. Der Säumniszuschlag beträgt 1 v. H. 

des rückständigen Beitrages für jeden angefangenen Monat ab 6 Tage nach Fällig-

keitstag. Der Mindestsäumniszuschlag beträgt 1,00 €. 

 (§ 240 AO) 

 

(3) Jedem Verbandsmitglied ist auf Verlangen Einsicht in die ihn betreffenden Unterla-

gen zu gewähren. 

 (WVG § 31) 

 

 

§ 34 

Rechtsbehelfsbelehrung 

 

(1) Für die Rechtsbehelfe gelten die allgemeinen Vorschriften der Verwaltungsge-

richtsordnung. 

 

(2) Gegen den Beitragsbescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Kla-

ge beim Verwaltungsgericht Oldenburg, Schlossplatz 10, 26122 Oldenburg schrift-

lich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten erhoben werden. Eine erhobene 

Klage befreit gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 1 VwGO nicht von der Pflicht zur terminge-

rechten Zahlung, da es sich bei dem Beitrag um die Anforderung öffentlicher Abga-

ben handelt. 
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§ 35 

Anordnungsbefugnis 

 

(1) Die Verbandsmitglieder, die Eigentümer des Deichvorlandes und die aufgrund ei-

nes vom Eigentümer abgeleiteten Rechts Nutzungsberechtigten, haben die auf Ge-

setz oder Satzung beruhenden Anordnungen des Vorstandes zu befolgen. 

(WVG § 68) 

 

(2) Der Vollzug der Anordnungen des Verbandes richtet sich nach den Vorschriften 

des vorläufigen Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Niedersachsen vom 

3. Dezember 1976 i. V. m. § 70 des Nieders. Verwaltungsvollstreckungsgesetzes 

(NVwVG) vom 2. Juni 1982. 

(WVG § 68) 

 

 

 

IV. Abschnitt 

Dienstkräfte, Bekanntmachungen, Satzungsänderungen 

 

 

§ 36 

Geschäftsführer, Techniker 

 

(1) Der Verband hat einen Geschäftsführer, der mit der laufenden Geschäftsführung 

der Verwaltung beauftragt und gleichzeitig als Kassenverwalter tätig ist. Er ent-

scheidet in eigener Zuständigkeit im Rahmen des Haushaltsplanes über den Ab-

schluss von Verträgen bis zur Höhe von 50.000,-- Euro. 

 

(2) Der Vorstand kann einen Techniker einstellen. 

 



 - 27 - 

§ 37 

Bekanntmachungen 

 

(1) Die Bekanntmachungen des Verbandes sind unter Angabe der Bezeichnung des 

Verbandes vom Verbandsvorsteher zu unterzeichnen. Bekannt gemacht wird der 

Abdruck in den Tageszeitungen ("Anzeiger für Harlingerland", "Ostfriesischer Ku-

rier" und "Ostfriesenzeitung").  

 

(2) Für die Bekanntmachung längerer Urkunden genügt die Bekanntmachung des Or-

tes, an dem die Urkunden eingesehen werden können. 

 

 

§ 38 

Änderung der Satzung 

 

(1) Die Beschlüsse zur Änderung der Satzung werden vom Ausschuss nach § 13 der 

Satzung gefasst. 

 

(2) Die Änderung der Satzung bedarf der Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde. 

Sie ist von der Aufsichtsbehörde öffentlich bekannt zu machen und tritt mit der Be-

kanntmachung in Kraft, wenn nicht ein anderer Zeitpunkt festgelegt ist. 

(WVG §§ 58, 59) 

 

 

V. Abschnitt 

Aufsicht 

 

 

§ 39 

Aufsicht 

 

(1) Der Verband steht unter der Rechtsaufsicht des Landkreises Wittmund in Witt-

mund. 
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(2) Die Aufsichtsbehörde kann sich auch durch Beauftragte über die Angelegenheiten 

des Verbandes unterrichten. Sie kann mündliche und schriftliche Berichte verlan-

gen, Akten und andere Unterlagen anfordern sowie an Ort und Stelle Prüfungen 

und Besichtigungen vornehmen. 

 

(3) Die Aufsichtsbehörde ist unter Angabe der Tagesordnung zu den Sitzungen der 

Verbandsorgane einzuladen. Ihrem Vertreter ist auf Verlangen das Wort zu erteilen. 

(WVG §§ 72, 73) 

 

§ 40 

Zustimmung zu Geschäften 

 

(1) Der Verband bedarf der Zustimmung der Aufsichtsbehörde: 

a) zu unentgeltlichen Veräußerungen von Vermögensgegenständen, 

b) zur Aufnahme von Darlehen ab einem Wert von 260.000,-- Euro, 

c) zur Übernahme von Bürgschaften, zu Verpflichtungen aus Gewährverträgen 

und zur Bestellung von Sicherheiten, 

d) zu Rechtsgeschäften mit einem Vorstands- bzw. Ausschussmitglied ein-

schließlich der Vereinbarung von Vergütungen, soweit sie über den Ersatz von 

Aufwendungen hinausgehen. 

 

(2) Die Zustimmung ist auch zu Rechtsgeschäften erforderlich, die einem der in Abs. 1 

genannten Geschäfte wirtschaftlich gleichkommen. 

 

(3) Zur Aufnahme von Kassenkrediten genügt eine allgemeine Zustimmung mit Be-

grenzung auf einen Höchstbetrag. 

 

(4) Die Aufsichtsbehörde kann für bestimmte Geschäfte Ausnahmen von den Absätzen 

1 - 3 allgemein zulassen. 

 

(5) Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn sie nicht innerhalb eines Monats nach Eingang 

der Anzeige bei der Aufsichtsbehörde versagt wird. In begründeten Einzelfällen 

kann die Aufsichtsbehörde die Frist durch Zwischenbescheid um einen Monat ver-

längern. (WVG § 75) 
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§ 41 

Verschwiegenheitspflicht 

 

(1) Vorstandsmitglieder, Mitglieder des Verbandsausschusses, Geschäftsführer sowie 

Bedienstete sind verpflichtet, über alle ihnen bei der Durchführung ihrer Aufgaben 

bekannt werdenden Tatsachen und Rechtsverhältnisse Verschwiegenheit zu be-

wahren. 

 

(2) Der ehrenamtlich Tätige ist bei der Übernahme seiner Aufgaben zur Verschwie-

genheit besonders zu verpflichten. Die Verpflichtung ist aktenkundig zu machen. 

 

(3) Im übrigen bleiben die Vorschriften des Verwaltungsverfahrensgesetzes der Länder 

über die Verschwiegenheitspflicht unberührt. 

 

 

§ 42 

Inkrafttreten 

 

(1) Diese Satzung ist im Amtsblatt der Aufsichtsbehörde bekannt zu machen. 

 

(2) Diese Satzung tritt rückwirkend am 1.1.1996 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung 

des Verbandes vom 26.10.73, zuletzt mit der in Kraft getretenen Änderung vom 

24.01.86, außer Kraft. 

(WVG § 58 Abs. 2) 

 

Sielacht Dornum 

 

Esens, den 28. März 1996 

gez. Wessels          

Verbandsvorsteher 
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Die vorstehende Satzung des Wasser- und Bodenverbandes Sielacht Dornum geneh-

mige und veröffentliche ich hiermit gem. § 58 Abs. 2 des Wasserverbandsgesetzes. 

 

 

Wittmund, den 25. April 1996 

 

 

gez. Schultz 

Oberkreisdirektor 
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Anlage zur Satzung der Sielacht Dornum vom 1.1.1996 und der Änderungen vom 1. 

Januar 2005, 28. November 2007 und 28. März 2012 

 

Veranlagungsregeln 

der Sielacht Dornum 

Sitz Esens 

 

Aufgrund des § 31 der Satzung der Sielacht Dornum vom 1. Januar 1996 sind für die 

Aufgabe der Gewässerunterhaltung und für die Erschwerung der Gewässerunterhal-

tung Veranlagungsregeln aufzustellen und festzusetzen. Die gesetzlichen Grundlagen 

basieren auf dem Nieders. Wassergesetz (NWG) sowie der Satzung der Sielacht Dor-

num, jeweils in deren gültigen Fassungen. Des weiteren basieren diese in Anlehnung 

auf die vorläufigen Richtlinien für die Ermittlung des Beitragsverhältnisses in Unterhal-

tungsverbänden (RdErl. d. Nds. MfEL. u. F. v. 02.12.61 – III B 7/624-2/lf. Nr. 3102-

GültL 77/32 ML- jetzt GültL 27/6 MU-) u. RdErl. d. Nds. ML v. 30.01.62 – III 13/1-624-2 

1 f. – Nr. 213 – GültL 77/33, jetzt GültL 27/7 – MU – sowie auf die Einrichtung und Fort-

führung des Liegenschaftskatasters: 

 

a) Nachweis der tatsächlichen Nutzungen und gesetzlichen Klassifizierungen, 

(RdErl. d. Nds. ML v. 28.07.82, 56 – 23430/3 – GültL 153/94) i. V. m. d. RdErl. 

MI v. 01.11.83 – 23430/30 – (GültL 153/98), zuletzt geändert durch RdErl. MI v. 

06.01.95 – 67-23401/1. 

 

b) Nachweis und Fortführung des Liegenschaftskatasters durch die zuständigen 

Katasterämter. 

 

1. Beitragsverhältnis und Beitragssatz 

 

Die Geldbeiträge, die jedes Mitglied jährlich an den Verband zu zahlen hat, errechnen 

sich nach dem Beitragsverhältnis und dem Beitragssatz. 

 

Das Beitragsverhältnis wird durch eine Beitragszahl ausgedrückt. Sie ist für jedes Mit-

glied im Beitragsbuch (Hebeliste) einzutragen. 
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Für die Bestimmung der Beitragszahl ist von der Fläche auszugehen, mit der das Mit-

glied am Verbandsgebiet beteiligt ist. 

 

Für die Erschwerung der Gewässerunterhaltung werden neben dem Grundbeitrag be-

sondere Beiträge gehoben. Die Beitragszahl wird entsprechend mit einem Beiwert mul-

tipliziert. 

 

Die Beitragszahl ist daher, auch soweit sie sich verändert, in einem Hektarwert auszu-

drücken. 

 

Die Festsetzung des Mindestbeitrages regelt sich nach § 31 Abs. 2 der Verbandssat-

zung. 

 

1. Zusätzlicher Beitrag für Versiegelungen 

Für eine versiegelte Fläche, die im Liegenschaftskataster mit einer der folgenden Be-

zeichnungen und der entsprechenden Kennung sowie der Attributart „Funktion“, „ohne 

Funktion“, „Vegetationsmerkmal“ oder „Art der Festlegung“ eingetragen ist, wird nach 

Maßgabe der in Spalte 2 enthaltenen Begriffsbestimmung nach folgender Tabelle ein 

zusätzlicher Beitrag mit dem angegebenen Mehrfachen des Hektarsatzes erhoben. 

 
aa) Leicht versiegelte Flächen: 
 einfacher Hektarsatz 

Bezeichnung Begriffsbestimmung Kennung, 
Attributart mit 

Wert 

1 2 3 

Flächen besonderer 
funktionaler Prägung 

Fläche besonderer funktionaler Prägung ist eine bau-
lich geprägte Fläche einschließlich der mit ihr im Zu-
sammenhang stehenden Freifläche, auf denen vor-
wiegend Gebäude und/oder Anlagen zur Erfüllung 
öffentlicher Zwecke oder historische Anlagen vorhan-
den sind. 

41007 

Historische Anlage Historische Anlage ist eine Fläche mit historischen 
Anlagen, z. B. historische Stadtmauern und -türme, 
Denkmäler und Ausgrabungsstätten. 

Funktion 1300 

Sport-, Freizeit- und 
Erholungsfläche 

Sport-, Freizeit- und Erholungsfläche ist eine bebaute 
oder unbebaute Fläche, die dem Sport, der Freizeit-
gestaltung oder der Erholung dient. 

41008 

Sportanlage Sportanlage ist eine Fläche mit Bauwerken und Ein- Funktion 4100 
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richtungen, die zur Ausübung von (Wettkampf-) Sport 
und für Zuschauer bestimmt ist. 

Golfplatz Golfplatz ist eine Fläche mit Bauwerken u. Einrichtun-
gen, die zur Ausübung des Golfsports genutzt wird. 

Funktion 4110 

Verkehrsübungsplatz Verkehrsübungsplatz ist eine Fläche, die Übungs- 
und Erprobungszwecken dient. 

Funktion 4270 

Hundeübungsplatz Hundeübungsplatz ist eine Fläche, auf der Übungen 
mit Hunden durchgeführt werden. 

Funktion 4280 

Modellflugplatz Modellflugplatz ist eine Fläche, die zur Ausübung des 
Modellflugsports dient. 

Funktion 4290 

Schwimmbad, Freibad Schwimmbad, Freibad ist eine Anlage mit Schwimm-
becken oder Anlage an Ufern von Gewässern für den 
Badebetrieb und Schwimmsport. 

Funktion 4320 

Campingplatz Campingplatz ist eine Fläche für den Aufbau einer 
größeren Zahl von Zelten oder zum Abstellen und 
Benutzen von Wohnwagen mit ortsfesten Anlagen 
und Einrichtungen. 

Funktion 4330 

Grünanlage Grünanlage ist eine Anlage mit Bäumen, Sträuchern, 
Rasenflächen, Blumenrabatten und Wegen, die vor 
allem der Erholung und Verschönerung des Stadtbil-
des dient. 

Funktion 4400 

Grünfläche Grünfläche ist eine unbebaute Wiese, Rasenfläche 
und Parkanlage in Städten und Siedlungen. 

Funktion 4410 

Park Park ist eine landschaftsgärtnerisch gestaltete Grün-
anlage, die der Repräsentation u. der Erholung dient. 

Funktion 4420 

Botanischer Garten Botanischer Garten ist ein der Öffentlichkeit zugängli-
cher Garten zum Studium der Pflanzenwelt; systema-
tisch geordnete Sammlung in Freiland und Gewächs-
häusern (Warmhäuser). 

Funktion 4430 

Kleingarten Kleingarten (Schrebergarten) ist eine Anlage von Gar-
tengrundstücken, die von Vereinen verwaltet und ver-
pachtet werden. 

Funktion 4440 

Spielplatz, Bolzplatz Spielplatz, Bolzplatz ist ein Platz an dem körperliche 
oder geistige Tätigkeit aus eigenem Antrieb ohne 
Zweckbestimmung ausgeübt wird. 

Funktion 4470 

Friedhof Friedhof ist eine Fläche, auf der Tote bestattet sind. 41009 

Friedhof (Park) Friedhof (Park) ist der Friedhof, der als Park angelegt 
ist. 

Funktion 9403 

Historischer Friedhof Historischer Friedhof ist ein Friedhof, der als histo-
risch gilt. 

Funktion 9404 

Landwirtschaft Landwirtschaft ist eine Fläche für den Anbau von 
Feldfrüchten sowie eine Fläche, die beweidet und 
gemäht werden kann, einschließlich der mit besonde-
ren Pflanzen angebauten Fläche. Die Brache, die für 
einen bestimmten Zeitraum (z. B. ein halbes oder 
ganzes Jahr) landwirtschaftlich unverbaut bleibt, ist 
als Landwirtschaft oder Ackerland zu erfassen. 

43001 

Gartenland Gartenland ist eine Fläche für den Anbau von Gemü-
se, Obst und Blumen sowie die Aufzucht von Kultur-
pflanzen, soweit sie von Saat-, Pflanz- oder Baum-

Vegetations-
merkmal 1030 
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schulen genutzt wird. 

Baumschule Baumschule ist eine Fläche, auf der Holzgewächse 
aus Samen, Ablegern oder Stecklingen unter mehr-
maligem Umpflanzen (Verschulen) gezogen werden. 

Vegetations-
merkmal 1031 

Damm, Wall, Deich Damm, Wall, Deich ist eine aus Erde oder anderen 
Baustoffen bestehende langgestreckte Aufschüttung, 
die Vegetation tragen kann. 

61003 

Sonstiges Recht Sonstiges Recht sind die auf den Grund und Boden 
bezogenen Beschränkungen, Belastungen oder ande-
ren Eigenschaften einer Fläche. 

71011 

Truppenübungsplatz, 
Standortübungsplatz 

Truppenübungsplatz, Standortübungsplatz ist ein Ge-
lände zur militärischen Ausbildung. 

Art der Festlegung 
4720 

 
bb)    Mitteldicht versiegelte Flächen: 
    zweieinhalbfacher Hektarsatz 

Bezeichnung Begriffsbestimmung Kennung, 
Attributart m. 

Wert 

1 2 3 

Industrie- und Gewer-
befläche 

Industrie- und Gewerbefläche ist eine Fläche, die 
vorwiegend industriellen oder gewerblichen Zwecken 
dient. 

41002 

Lagerplatz Lagerplatz bezeichnet Flächen, auf denen inner- und 
außerhalb von Gebäuden wirtschaftliche Güter gela-
gert werden. 

Funktion 1740 

Betriebsfläche Ver-
sorgungsanlage 

Betriebsfläche Versorgungsanlage bezeichnet eine 
Fläche, auf der vorwiegend Anlagen und Gebäude 
zur Versorgung der Allgemeinheit mit Elektrizität, 
Wärme und Wasser vorhanden sind. 

Funktion 2502 

Förderanlage Förderanlage bezeichnet eine Fläche mit Einrichtun-
gen zur Förderung von Erdöl, Erdgas, Sole, Kohlen-
säure oder Erdwärme aus dem Erdinneren. 

Funktion 2510 

Betriebsfläche Ver-
sorgungsanlage, 
Wasser 

Betriebsfläche Versorgungsanlage, Wasser, ist Teil 
von Wasserwerk. Wasserwerk bezeichnet eine Flä-
che mit Bauwerken u. sonst. Einrichtungen zur Ge-
winnung u./oder zur Aufbereitung von Trinkwasser. 

Funktion 2522 

Betriebsfläche Ver-
sorgungsanlage, 
Elektrizität 

Betriebsfläche Versorgungsanlage, Elektrizität, ist 
Teil von Kraftwerk. Kraftwerk bezeichnet eine Fläche 
mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur Er-
zeugung von elektrischer Energie. 

Funktion 2532 

Umspannstation Umspannstation bezeichnet eine Fläche mit Gebäu-
den und sonstigen Einrichtungen, um Strom auf eine 
andere Spannungsebene zu transformieren. 

Funktion 2540 

Betriebsfläche Ver-
sorgungsanlage, Öl 

Betriebsfläche Versorgungsanlage, Öl, ist Teil von 
Raffinerie. Raffinerie bezeichnet eine Fläche mit 
Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur Aufbe-
reitung von Erdöl. 

Funktion 2552 

Betriebsfläche Ver-
sorgungsanlage, Gas 

Betriebsfläche Versorgungsanlage, Gas, ist Teil von 
Gaswerk. Gaswerk bezeichnet eine Fläche mit Bau-
werken und sonstigen Einrichtungen zur Aufbereitung 

Funktion 2562 
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von Gas. 

Betriebsfläche Ver-
sorgungsanlage, 
Wärme 

Betriebsfläche Versorgungsanlage, Wärme, ist Teil 
von Heizwerk. Heizwerk bezeichnet eine Fläche mit 
Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur Erzeu-
gung von Wärmeenergie zu Heizzwecken. 

Funktion 2572 

Betriebsfläche Ver-
sorgungsanlage, 
Funk- und Fernmel-
dewesen 

Betriebsfläche Versorgungsanlage, Funk- u. Fern-
meldewesen, ist Teil von Funk- und Fernmeldeanla-
ge. Funk- und Fernmeldeanlage bezeichnet eine Flä-
che, auf der vorwiegend Anlagen und Gebäude zur 
elektronischen Informationsvermittlung stehen. 

Funktion 2582 

Betriebsfläche Ver-
sorgungsanlage, 
Funk- und Fernmel-
dewesen 

Betriebsfläche Versorgungsanlage, Funk- u. Fern-
meldewesen, ist Teil von Funk- und Fernmeldeanla-
ge. Funk- und Fernmeldeanlage bezeichnet eine Flä-
che, auf der vorwiegend Anlagen und Gebäude zur 
elektronischen Informationsvermittlung stehen. 

Funktion 2582 

Betriebsfläche Ver-
sorgungsanlage, 
Funk- und Fernmel-
dewesen 

Betriebsfläche Versorgungsanlage, Funk- u. Fern-
meldewesen, ist Teil von Funk- u. Fernmeldeanlage. 
Funk- und Fernmeldeanlage bezeichnet eine Fläche, 
auf der vorwiegend Anlagen und Gebäude zur elekt-
ronischen Informationsvermittlung stehen. 

Funktion 2582 

Betriebsfläche Entsor-
gungsanlage 

Betriebsfläche Entsorgungsanlage ist Teil von Ent-
sorgung. Entsorgung bezeichnet eine Fläche, auf der 
vorwiegend Anlagen und Gebäude zur Verwertung 
und Entsorgung von Abwasser und festen Abfallstof-
fen vorhanden sind. 

Funktion 2602 

Betriebsfläche Entsor-
gungsanlage, Abwas-
serbeseitigung 

Betriebsfläche Entsorgungsanlage, Abwasserbeseiti-
gung, ist Teil von Kläranlage, Klärwerk. Kläranlage, 
Klärwerk bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken u. 
sonst. Einrichtungen zur Reinigung von Abwasser. 

Funktion 2612 

Betriebsfläche Entsor-
gungsanlage, Abfall-
beseitigung 

Betriebsfläche Entsorgungsanlage, Abfallbeseitigung, 
ist Teil von Abfallbehandlungsanlage. Abfallbehand-
lungsanlage bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken 
und sonstigen Einrichtungen, auf der Abfälle mit 
chemisch/physikalischen und biologischen oder 
thermischen Verfahren oder Kombinationen dieser 
Verfahren behandelt werden. 

Funktion 2622 

Betriebsfläche Entsor-
gungsanlage, 
Schlamm 

Betriebsfläche Entsorgungsanlage, Schlamm, ist Teil 
von Abfallbehandlungsanlage. Abfallbehandlungsan-
lage bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken und 
sonstigen Einrichtungen, auf der Abfälle mit che-
misch/physikalischen und biologischen oder thermi-
schen Verfahren oder Kombinationen dieser Verfah-
ren behandelt werden. 

Funktion 2623 

Deponie (oberirdisch) Deponie (oberirdisch) bezeichnet eine Fläche, auf der 
oberirdisch Abfallstoffe gelagert werden. Es wird die 
durch eine Abgrenzung erkennbare Betriebsfläche 
erfasst. Sie muss nicht mit der Böschungskante 
übereinstimmen. 

Funktion 2630 

Deponie (untertägig) Deponie (untertägig) bezeichnet eine oberirdische 
Betriebsfläche, unter der Abfallstoffe eingelagert wer-
den (Untertagedeponie). Deponie (untertägig) grenzt 

Funktion 2640 
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bis an die Oberfläche. In der Regel wird nur die Flä-
che des Einfuhrschachts für Deponie (untertägig) er-
fasst. 

Halde Halde ist eine Fläche, auf der Material langfristig ge-
lagert wird, und beschreibt die auch im Relief zu mo-
dellierende tatsächliche Aufschüttung. Aufgeforstete 
Abraumhalden werden als Objekte der Objektart 
Wald erfasst. 

41003 

Tagebau, Grube, 
Steinbruch 

Tagebau, Grube, Steinbruch ist eine Fläche, auf der 
oberirdisch Bodenmaterial abgebaut wird. Rekultivier-
te Tagebaue, Gruben, Steinbrüche werden als Objek-
te entsprechend der vorhandenen Nutzung erfasst. 

41005 

Straßenverkehr Straßenverkehr umfasst alle für die bauliche Anlage 
Straße erforderlichen sowie dem Straßenverkehr die-
nenden bebauten und unbebauten Flächen.  

42001 
Ohne Funktion* 

Verkehrsbegleitfläche 
Straße 

Verkehrsbegleitfläche Straße bezeichnet eine bebau-
te oder unbebaute Fläche, die einer Straße zugeord-
net wird. Die Verkehrsbegleitfläche Straße ist nicht 
Bestandteil der Fahrbahn. 

Funktion 2312 

Fußgängerzone Fußgängerzone ist ein dem Fußgängerverkehr vor-
behaltener Bereich, in dem ausnahmsweise öffentli-
cher Personenverkehr, Lieferverkehr oder Fahrrad-
verkehr zulässig sein kann. 

Funktion 5130 

Weg Weg umfasst alle Flächen, die zum Befahren u./o. 
Begehen vorgesehen sind. Zum Weg gehören auch 
Seitenstreifen und Gräben zur Wegentwässerung. 

42006 
Ohne Funktion 

Fußweg Fußweg ist ein Weg, der auf Grund seines Ausbau-
zustandes nur von Fußgängern zu begehen ist. 

Funktion 5220 

Radweg Radweg ist ein Weg, der als besonders gekenn-
zeichneter und abgegrenzter Teil einer Straße oder 
mit selbständiger Linienführung für den Fahrradver-
kehr bestimmt ist. 

Funktion 5240 

Rad- und Fußweg Rad- und Fußweg ist ein Weg, der als besonders ge-
kennzeichneter und abgegrenzter Teil einer Straße 
oder mit selbständiger Linienführung ausschließlich 
für den Fahrrad- und Fußgängerverkehr bestimmt ist. 

Funktion 5250 

Platz Platz ist eine Verkehrsfläche in Ortschaften oder eine 
ebene, befestigte oder unbefestigte Fläche, die be-
stimmten Zwecken dient (z. B. für Verkehr, Märkte, 
Festveranstaltungen). 

42009 
Ohne Funktion 

Fußgängerzone Fußgängerzone ist ein dem Fußgängerverkehr vor-
behaltener Bereich, in dem ausnahmsweise öffentli-
cher Personenverkehr, Lieferverkehr oder Fahrrad-
verkehr zulässig sein kann. 

Funktion 5130 

Parkplatz Parkplatz ist eine zum vorübergehenden Abstellen 
von Fahrzeugen bestimmte Fläche. 

Funktion 5310 

Rastplatz Rastplatz ist eine Anlage zum Halten, Parken oder 
Rasten der Verkehrsteilnehmer mit unmittelbarem 
Anschluss zur Straße ohne Versorgungseinrichtung, 
ggf. mit Toiletten. 

Funktion 5320 
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Raststätte Raststätte ist eine Anlage an Verkehrsstraßen mit 
Bauwerken und Einrichtungen zur Versorgung und 
Erholung von Reisenden. 

Funktion 5330 

Marktplatz Marktplatz ist eine Fläche, auf dem Wochenmärkte 
abgehalten werden. 

Funktion 5340 

Festplatz Festplatz ist eine Fläche, auf der zeitlich begrenzte 
Festveranstaltungen stattfinden. 

Funktion 5350 

Bahnverkehr Bahnverkehr umfasst alle für den Schienenverkehr 
erforderlichen Flächen. 

42010 
Ohne Funktion 

 Flächen von Bahnverkehr sind 
- der Bahnkörper (Unterbau für Gleise; bestehend 
aus Dämmen oder Einschnitten und deren kleineren 
Böschungen, Durchlässen, schmalen Gräben zur 
Entwässerung, Stützmauern, Unter- und Überfüh-
rung, Seiten- und Schutzstreifen) mit seinen Bahn-
strecken, 
- an den Bahnkörper angrenzende bebaute und un-
bebaute Flächen (z. B. Böschungsflächen). 

 

Verkehrsbegleitfläche 
Bahnverkehr 

Verkehrsbegleitfläche Bahnverkehr bezeichnet eine 
bebaute oder unbebaute, an den Bahnkörper an-
grenzende Fläche, die dem Schienenverkehr dient. 

Funktion 2322 

Flugverkehr Flugverkehr umfasst die baulich geprägte Fläche und 
die mit ihr in Zusammenhang stehende Freifläche, 
die ausschließlich oder vorwiegend dem Flugverkehr 
dient. 

42015 
Ohne Funktion 

Schiffsverkehr Schiffsverkehr umfasst die baulich geprägte Fläche 
und die mit ihr in Zusammenhang stehende Freiflä-
che, die ausschließlich oder vorwiegend dem Schiffs-
verkehr dient. 

42016  
Ohne Funktion 

Hafenanlage (Landflä-
che) 

Hafenanlage (Landfläche) bezeichnet die Fläche in-
nerhalb des Hafens, die nicht von Wasser bedeckt ist 
u. die ausschließlich z. Betrieb des Hafens dient. 

Funktion 5610 

Schleuse (Landfläche) Schleuse (Landfläche) bezeichnet die Fläche inner-
halb der Schleuse, die nicht von Wasser bedeckt ist 
u. die ausschließlich z. Betrieb der Schleuse dient. 

Funktion 5620 

Anlegestelle (Landflä-
che) 

Anlegestelle (Landfläche) umfasst mehr als den über-
lagernden landseitigen Anleger, der eine feste oder 
schwimmende Einrichtung zum Anlegen von Schiffen 
ist. 

Funktion 5630 

Fähranlage (Landflä-
che) 

Fähranlage (Landfläche) ist eine besondere Landflä-
che, von der in der Regel nach festem Fahrplan über 
Flüsse, Seen, Kanäle, Meerengen oder Meeresarme 
ein Schiffsverkehr stattfindet. 

Funktion 5640 

Unland, Vegetations-
lose Fläche 

Unland, Vegetationslose Fläche ist eine Fläche, die 
dauerhaft landwirtschaftlich nicht genutzt wird, wie z. 
B. nicht aus dem Geländerelief herausragende Fels-
partien, Sand- oder Eisflächen, Uferstreifen längs von 
Gewässern und Sukzessionsflächen. 

43007 

Gewässerbegleitflä-
che 

Gewässerbegleitfläche bezeichnet eine bebaute oder 
unbebaute Fläche, die einem Fließgewässer zuge-

Funktion 1100 
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ordnet wird. Die Gewässerbegleitfläche ist nicht Be-
standteil der Gewässerfläche. 

 
cc)    Stärker versiegelte Flächen: 
    vierfacher Hektarsatz 

Bezeichnung Begriffsbestimmung Kennung, 
Attributart mit Wert 

1 2 3 

Wohnbaufläche Wohnbaufläche ist eine baulich geprägte Fläche ein-
schließlich der mit ihr im Zusammenhang stehenden 
Freiflächen (Vorgärten, Ziergärten, Zufahrten, Stell-
plätze und Hofraumflächen), die ausschließlich oder 
vorwiegend dem Wohnen dient. 

41001 

Industrie- und Gewer-
befläche 

Industrie- u. Gewerbefl. ist eine Fläche, die vorwie-
gend industriellen oder gewerblichen Zwecken dient. 

41002 

Handel und Dienst-
leistungen 

Handel u. Dienstleistung bezeichnet eine Fläche, auf 
der vorwiegend Gebäude stehen, in denen Handels- 
u./oder Dienstleistungsbetriebe ansässig sind. 

Funktion 1400 

Ausstellung, Messe Ausstellung, Messe bezeichnet eine Fläche mit Aus-
stellungshallen und sonstigen Einrichtungen zur Prä-
sentation von Warenmustern. 

Funktion 1450 

Gärtnerei Gärtnerei bezeichnet eine Fläche mit Gebäuden, 
Gewächshäusern und sonstigen Einrichtungen zur 
Aufzucht von Blumen und Gemüsepflanzen. Baum-
schulen werden als Objekte der Objektart Landwirt-
schaft erfasst. 

Funktion 1490 

Industrie und Gewer-
be 

Industrie und Gewerbe bezeichnet Flächen, auf de-
nen vorwiegend Industrie- und Gewerbebetriebe vor-
handen sind. Darin sind Gebäude- und Freiflächen 
und die Betriebsfläche Lagerplatz enthalten. 

Funktion 1700 

Werft Werft ist eine Betriebsfläche mit Bauwerken und 
sonstigen Einrichtungen zum Bau oder zur Reparatur 
von Schiffen. 

Funktion 1790 

Gebäude- und Frei-
fläche Versorgungs-
anlage 

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage be-
zeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend Anlagen 
und Gebäude zur Versorgung der Allgemeinheit mit 
Elektrizität, Wärme und Wasser vorhanden sind. 

Funktion 2501 

Gebäude- und Frei-
fläche Versorgungs-
anlage, Wasser 

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, Was-
ser, ist Teil von Wasserwerk. Wasserwerk bezeich-
net eine Fläche mit Bauwerken und sonstigen Ein-
richtungen zur Gewinnung und/oder zur Aufbereitung 
von (Trink-)Wasser. 

Funktion 2521 

Gebäude- und Frei-
fläche Versorgungs-
anlage, Elektrizität 

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, Elekt-
rizität, ist Teil von Kraftwerk. Kraftwerk bezeichnet 
eine Fläche mit Bauwerken und sonstigen Einrich-
tungen zur Erzeugung von elektrischer Energie. 

Funktion 2531 

Gebäude- und Frei-
fläche Versorgungs-
anlage Öl 

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, Öl, ist 
Teil von Raffinerie. Raffinerie bezeichnet eine Fläche 
mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur Auf-
bereitung von Erdöl. 

Funktion 2551 
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Gebäude- und Frei-
fläche Versorgungs-
anlage, Gas 

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, Gas, 
ist Teil von Gaswerk. Gaswerk bezeichnet eine Flä-
che mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur 
Aufbereitung von Gas. 

Funktion 2561 

Gebäude- und Frei-
fläche Versorgungs-
anlage, Wärme 

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, Wär-
me, ist Teil von Heizwerk. Heizwerk bezeichnet eine 
Fläche mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen 
zur Erzeugung von Wärmeenergie zu Heizzwecken. 

Funktion 2571 

Gebäude- und Frei-
fläche Versorgungs-
anlage, Funk- und 
Fernmeldewesen 

Geb.- u. Freifläche Versorgungsanlage, Funk- und 
Fernmeldewesen, ist Teil von Funk- und Fernmelde-
anlage. Funk- u. Fernmeldeanlage bezeichnet eine 
Fläche, auf der vorwiegend Anlagen u. Gebäude zur 
elektronischen Informationsvermittlung stehen. 

Funktion 2581 

Gebäude- und Frei-
fläche Entsorgungs-
anlage 

Gebäude- und Freifläche Entsorgungsanlage ist Teil 
von Entsorgung. Entsorgung bezeichnet eine Fläche, 
auf der vorwiegend Anlagen und Gebäude zur Ver-
wertung und Entsorgung von Abwasser und festen 
Abfallstoffen vorhanden sind. 

Funktion 2601 

Gebäude- und Frei-
fläche Entsorgungs-
anlage, Abwasserbe-
seitigung 

Gebäude- und Freifläche Entsorgungsanlage, Ab-
wasserbeseitigung, ist Teil von Kläranlage, Klärwerk. 
Kläranlage, Klärwerk bezeichnet eine Fläche mit 
Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur Reini-
gung von Abwasser. 

Funktion 2611 

Gebäude- und Frei-
fläche Entsorgungs-
anlage, Abfallbeseiti-
gung 

Gebäude- und Freifläche Entsorgungsanlage, Abfall-
beseitigung, ist Teil von Abfallbehandlungsanlage. 
Abfallbehandlungsanlage bezeichnet eine Fläche mit 
Bauwerken und sonstigen Einrichtungen, auf der Ab-
fälle mit chemisch/physikalischen und biologischen 
oder thermischen Verfahren oder Kombinationen 
dieser Verfahren behandelt werden. 

Funktion 2621 

Fläche gemischter 
Nutzung 

Fläche gemischter Nutzung ist eine bebaute Fläche 
einschließlich der mit ihr im Zusammenhang stehen-
den Freifläche (Hofraumfläche, Hausgarten), auf der 
keine Art der baulichen Nutzung vorherrscht. Solche 
Flächen sind insbesondere ländlich-dörflich geprägte 
Flächen mit land- und forstwirtschaftlichen Betrieben, 
Wohngebäuden u. a. 

41006 

Geb.- u. Freifläche 
Land- u. Forstwirt-
schaft 

Geb.- und Freifläche Land- und Forstwirtschaft ist 
eine Fläche, die der Land- und Forstwirtschaft dient. 

Funktion 2700 

Flächen besonderer 
funktionaler Prägung 

Fläche besonderer funktionaler Prägung ist eine bau-
lich geprägte Fläche einschließlich der mit ihr im Zu-
sammenhang stehenden Freifläche, auf denen vor-
wiegend Gebäude und/oder Anlagen zur Erfüllung 
öffentlicher Zwecke oder historische Anlagen vor-
handen sind. 

41007 

Öffentliche Zwecke Öffentliche Zwecke bezeichnet eine Fläche, die der 
Erfüllung öffentl. Aufgaben u. d. Allgemeinheit dient. 

Funktion 1100 

Verwaltung Verwaltung bezeichnet eine Fläche, auf der vorwie-
gend Gebäude der öffentlichen Verwaltung, z. B. 
Rathaus, Gericht, Kreisverwaltung stehen. 

Funktion 1110 
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Bildung und For-
schung 

Bildung u. Forschung bezeichnet eine Fläche, auf der 
vorwiegend Gebäude stehen, in denen geistige, kul-
turelle u. soziale Fähigkeiten vermittelt werden 
u./oder wissenschaftliche Forschung betrieben wird 
(z. B. Schulen, Universitäten, Forschungsinstitute). 

Funktion 1120 

Kultur Kultur bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend 
Anlagen und Gebäude für kulturelle Zwecke, z. B. 
Konzert- und Museumsgebäude, Bibliotheken, Thea-
ter, Schlösser und Burgen sowie Rundfunk- und 
Fernsehgebäude stehen. 

Funktion 1130 

Religiöse Einrichtung Religiöse Einrichtung bezeichnet eine Fläche, auf der 
vorwiegend religiöse Gebäude stehen. 

Funktion 1140 

Gesundheit, Kur Gesundheit, Kur bezeichnet eine Fläche, auf der 
vorwiegend Gebäude des Gesundheitswesens ste-
hen, z. B. Krankenhäuser, Heil- und Pflegeanstalten. 

Funktion 1150 

Soziales Soziales bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend 
Gebäude des Sozialwesens stehen, z. B. Kindergär-
ten, Jugend- und Senioreneinrichtungen, Freizeit-, 
Fremden- und Obdachlosenheime. 

Funktion 1160 

Sicherheit und Ord-
nung 

Sicherheit und Ordnung bezeichnet eine Fläche, auf 
der vorwiegend Anlagen und Gebäude der Polizei, 
der Bundeswehr, der Feuerwehr und der Justizvoll-
zugsbehörden stehen. 

Funktion 1170 

Parken Parken bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend 
Anlagen und Gebäude zum vorübergehenden Abstel-
len von Fahrzeugen stehen. 

Funktion 1200 

Sport-, Freizeit- und 
Erholungsfläche 

Sport-, Freizeit- und Erholungsfläche ist eine bebaute 
oder unbebaute Fläche, die dem Sport, der Freizeit-
gestaltung oder der Erholung dient. 

41008 

Geb.- und Freifläche 
Sport, Freizeit, Erho-
lung 

Gebäude- und Freifläche Sport, Freizeit, Erholung, ist 
eine bebaute Fläche, die dem Sport, der Freizeitge-
staltung oder der Erholung dient. 

Funktion 4001 

Freizeitanlage Freizeitanlage ist eine Fläche mit Bauwerken u. Ein-
richtungen, die zur Freizeitgestaltung bestimmt ist. 

Funktion 4200 

Zoo Zoo ist ein Gelände mit Tierschauhäusern und um-
zäunten Gehegen, auf dem Tiere gehalten und ge-
zeigt werden. 

Funktion 4210 

Safaripark, Wildpark Safaripark, Wildpark, ist ein Gelände mit umzäunten 
Gehegen, in denen Tiere im Freien gehalten und ge-
zeigt werden. 

Funktion 4220 

Freizeitpark Freizeitpark ist ein Gelände mit Karussells, Verkaufs- 
und Schaubuden und/oder Wildgattern, das der Frei-
zeitgestaltung dient. 

Funktion 4230 

Freilichttheater Freilichttheater ist eine Anlage mit Bühne und Zu-
schauerbänken für Theateraufführungen im Freien. 

Funktion 4240 

Freilichtmuseum Freilichtmuseum ist eine volkskundliche Museumsan-
lage, in der Wohnformen oder historische Betriebs-
formen in ihrer natürlichen Umgebung im Freien dar-
gestellt werden. 

Funktion 4250 

Autokino, Freilichtkino Autokino, Freilichtkino ist ein Lichtspieltheater im Funktion 4260 
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Freien, in dem der Film im Allgemeinen vom Auto 
aus angesehen wird. 

Erholungsfläche Erholungsfläche ist eine Fläche mit Bauwerken und 
Einrichtungen, die zur Erholung bestimmt ist. 

Funktion 4300 

Wochenend- und Fe-
rienhausfläche 

Wochenend- und Ferienhausfläche bezeichnet eine 
extra dafür ausgewiesene Fläche, auf der vorwie-
gend Wochenend- und Ferienhäuser stehen dürfen. 

Funktion 4310 

Straßenverkehr Straßenverkehr umfasst alle für die bauliche Anlage 
Straße erforderlichen sowie dem Straßenverkehr 
dienenden bebauten und unbebauten Flächen. 

42001 

Geb.- und Freifläche 
zu Verkehrsanlagen, 
Straße 

Gebäude- und Freifläche zu Verkehrsanlagen, Stra-
ße, ist eine Fläche, die der Abwicklung und Sicher-
heit des Verkehrs sowie der Unterhaltung der Ver-
kehrsfläche dient. 

Funktion 2311 

Bahnverkehr Bahnverkehr umfasst alle für den Schienenverkehr 
erforderlichen Flächen. 

42010 

 Flächen von Bahnverkehr sind 
- der Bahnkörper (Unterbau für Gleise; bestehend 
aus Dämmen oder Einschnitten und deren kleineren 
Böschungen, Durchlässen, schmalen Gräben zur 
Entwässerung, Stützmauern, Unter- und Überfüh-
rung, Seiten- und Schutzstreifen) mit seinen Bahn-
strecken, 

(i) - an den Bahnkörper angrenzende bebaute 
und unbebaute Flächen (z. B. Böschungsflächen). 

 

Gebäude- und Frei-
fläche zu Verkehrsan-
lage, Schiene 

Gebäude- und Freifläche zu Verkehrsanlage, Schie-
ne, dient der Abwicklung und Sicherheit des Ver-
kehrs sowie der Unterhaltung der Verkehrsfläche. 

Funktion 2321 

Flugverkehr Flugverkehr umfasst die baulich geprägte Fläche und 
die mit ihr in Zusammenhang stehende Freifläche, 
die ausschließlich oder vorwiegend dem Flugverkehr 
dient. 

42015 

Geb.- u. Freifl. z. Ver-
kehrsanlage, Luftfahrt 

Gebäude- und Freifläche zu Verkehrsanlagen, Luft-
fahrt, ist eine besondere Flugverkehrsfläche. 

Funktion 5501 

Schiffsverkehr Schiffsverkehr umfasst die baulich geprägte Fläche 
und die mit ihr in Zusammenhang stehende Freiflä-
che, die ausschließlich oder vorwiegend dem 
Schiffsverkehr dient. 

42016 

Geb.- u. Freifl. z. Ver-
kehrsanl., Schifffahrt 

Geb.- und Freifläche zu Verkehrsanlagen, Schifffahrt, 
ist eine Fläche, die dem Schiffsverkehr dient. 

Funktion 2341 

 
                                                           
* Bei Kennungen, bei denen die Attributart „ohne Funktion“ steht, werden auch alle Flächen ohne Funkti-
onsbelegung im Kataster veranlagt.  
Bei Kennungen, bei denen die Attributart „ohne Funktion“ fehlt, werden nur die Flächen mit aufgeführter 
Funktionsbelegung, Art der Festlegung oder aufgeführtem Vegetationsmerkmal im Kataster veranlagt. 


